
Positionen der ZaPF zu Online-Lehre und Studienbedingungen während der Pandemie 

Der Beginn der Corona-Pandemie brachte im März 2020 die komplette Gesellschaft und damit auch 

das Leben an den Hochschulen zu einem abrupten Stillstand. Auch in den Organisationen der 

Studierendenvertretung nahm das Thema Corona schnell Überhand, denn die pandemisch bedingten 

Maßnahmen brachten für Studierende eine Vielzahl an neuen Problemen mit sich. Die Beschlüsse der 

Zusammenkunft aller Physik-Fachschaften (ZaPF) zu diesem Thema sollen an dieser Stelle einen 

Einblick in die Debatten geben, die auf studentischer Ebene im letzten Jahr stattgefunden haben. 

Forderungskatalog des Solidarsemester-Bündnisses (März/April 2020) 

Das Solidarsemester-Bündnis wurde im März 2020 auf Initiative des fzs (freier zusammenschluss von 

student*innenschaften) ins Leben gerufen. Ziel war ein gemeinsamer Forderungskatalog an Politik 

und Hochschulen, der von möglichst vielen studentischen Organisationen mitgezeichnet werden 

sollte. Letztendlich schlossen sich 217 nationale, regionale und lokale Organisationen (u.a. die ZaPF) 

dem Bündnis an und gaben dem Katalog damit eine große Legitimation. 

Eines der Kernthemen war dabei die Sicherung der Studienfinanzierung. Durch den unerwarteten 

Wegfall von Nebenjobs, bspw. in der Gastronomie, standen viele Studierende vor großen finanziellen 

Schwierigkeiten. Das Bündnis forderte deswegen neben einer grundsätzlichen Reform des BAföG 

unbürokratische Lösungen, insbesondere Soforthilfen und eine Öffnung des ALG II für Studierende. 

Um darüber hinaus sicherzustellen, dass keine Studierenden aufgrund der Pandemie zum Abbruch 

gezwungen werden, wurde die Aussetzung von Regelungen zur Zwangsexmatrikulation und eine 

Verringerung der Prüfungslast im Sommer gefordert – hier drohten die verschobenen 

Nachprüfungen eine Doppelbelastung zu erzeugen. Auch auf die große Bedeutung von digitalen 

Angeboten wurde eingegangen. Der Katalog beinhaltet hier Forderungen nach Qualitätsstandards für 

digitale Lehre, Fortbildungsangebote für Dozent*innen und eine grundlegende Barrierefreiheit, 

besonders in Hinblick auf die schlechte Abdeckung mit schnellem Internet an vielen Orten 

Deutschlands. 

Leider wurden viele der Forderungen des Bündnisses nicht aufgegriffen, so dass sich in den 

kommenden Monaten die befürchteten Probleme einstellten und teilweise noch verschlimmerten. 

Als Reaktion veröffentlichte das Solidarsemester-Bündnis im November 2020 eine aktualisierte 

Version der Forderungen, in denen die Kernthemen – besonders die Studienfinanzierung – erneut 

enthalten waren. 

„Aus der Krise lernen - Perspektiven der Hochschullehre für zukünftige Semester“ (Juni/Juli 2020) 

Im Juni 2020 veranstaltete die ZaPF erstmalig eine digitale Tagung, in deren Rahmen unter anderem 

eine Resolution zur Lehre unter Corona-Bedingungen beschlossen wurde. Unter dem Eindruck 

sinkender Fallzahlen und Öffnungen in vielen Gesellschaftsbereichen war eine zentrale Forderung, 

Maßnahmen zu entwickeln, um den Präsenzbetrieb an den Hochschulen wieder aufnehmen zu 

können. Dem lag die Feststellung zugrunde, dass sich besonders gesellschaftliche Aspekte der 

Hochschule nicht in die digitale Welt übertragen lassen. 

Darüber hinaus forderte die ZaPF den Beginn eines grundsätzlichen Reflexionsprozesses der 

Hochschuldidaktik auch über die Pandemie hinaus, da diese viele bestehende Herausforderungen 

nur verdeutlichte. Um diesen Prozess mitzugestalten, wurde eine Reihe von Leitfragen aufgestellt: 

• Wie gelingt es, dass weniger vereinzelt oder sogar konkurrierend und stattdessen mehr 

kooperativ gearbeitet wird? 

• Wie gelingt es, sich über Unverstandenes zu verständigen, statt darüber hinwegzugehen? 



• Wie gelingt es, dass Studierende inhaltsorientiert und nicht auf formale Hürden optimiert 

studieren? 

Richtlinien für barrierearme und faire Prüfungsdurchführung (Juni 2020) 

Das Thema Prüfungen wurde von der ZaPF in einem separaten Positionspapier aufgegriffen. 

Während Präsenz-Formate Studierende einem gesundheitlichen Risiko aussetzen und sie zum Teil 

ganz von der Prüfung ausschließen, verfügen manche Studierende nicht über die technische 

Ausstattung, um an einer Online-Prüfung ungehindert teilnehmen zu können. Die ZaPF sieht es in der 

Verantwortung der Hochschulen, Lösungen anzubieten und allen Studierenden eine 

Prüfungsteilnahme zu ermöglichen. Für Online-Formate wurde zusätzlich der Aspekt der Fairness mit 

aufgegriffen. Studierende sahen sich hier oftmals einem generellen Betrugsverdacht ausgesetzt, da 

eine herkömmliche Aufsicht nicht durchgeführt werden kann. Stattdessen wurde der 

Schwierigkeitsgrad der Prüfung erhöht oder auf technische Eingriffe in die Privatsphäre 

zurückgegriffen – Maßnahmen, die die ZaPF entschieden ablehnt. Stattdessen plädierte sie darauf, 

flexible Formate wie Open-Book-Klausuren oder Take-Home-Assignments zu nutzen.  


